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Im Oktober 2021 wurde durch das International Consortium of Investigative Journalists (ICIJ) mit der Veröffentlichung der

Pandora Papers die Öffentlichkeit aufgeschreckt. Der politische Betrieb in Brüssel startete eine Debatte über die Bekämpfung

von Geldwäsche, Steuerhinterziehung und Steuervermeidung. Im Oktober 2022 veröffentlichte der Ausschuss für Wirtschaft

und Währung (ECON) des EU-Parlaments einen Initiativbericht zu den Lehren aus den Pandora Papers. Zwischenzeitlich wur-

de über den Entwurf des Berichterstatters Niels Fuglsang (S&D, Dänemark) durch den ECON-Ausschuss abgestimmt. Die EU-

Abgeordneten fordern nachdrücklich von der EU-Kommission einen Richtlinienvorschlag zur Bekämpfung der Rolle von Ver-

mittlern von aggressiver Steuerplanung und Steuerhinterziehung (SAFE). Neu ist, dass nunmehr anders als in den Verlautba-

rungen der EU-Kommission das EU-Parlament nicht mehr die Notwendigkeit des Drittstaatenbezugs sieht. Dies wiederum

hätte zur Folge, dass sich die Melde- und Registrierungspflichten vervielfachen. Auch soll die vorgesehene Richtlinie nach

dem Willen der Mehrheit der Ausschussmitglieder die konsequente Durchsetzung von Maßnahmen gegen die Vermittler

(engl. Enablers) von aggressiver Steuerplanung und Steuerhinterziehung ermöglichen. Zu den sog. Intermediären zählen in

Deutschland auch Steuerberater und Wirtschaftsprüfer, so dass diese Berufsgruppen mit der Vermittlung von aggressiver

Steuerplanung und Steuerhinterziehung direkt in Verbindung gebracht werden. Vor allem Letzteres wird von der BStBK und

dem DStV kritisiert. Es bleibt abzuwarten, ob diese Kritik Gehör findet.

Entscheidungen
EuGH: Art. 9 Abs. 1 –Begriffe „Steuerpflichti-

ger“ und „wirtschaftliche Tätigkeit“ – Ge-

meinde, die den Ausbau erneuerbarer Ener-

gien imGemeindegebiet für diejenigen ihrer

Einwohner organisiert, die Eigentümer einer

Liegenschaft sind und denWunsch geäußert

haben, mit Anlagen zur Nutzung erneuerba-

rer Energienausgestattet zuwerden

Art. 2 Abs. 1, Art. 9 Abs. 1 und Art. 13 Abs. 1 der

Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. No-

vember 2006 über das gemeinsame Mehrwert-

steuersystem sind dahin auszulegen, dass es

keine der Mehrwertsteuer unterliegende Liefe-

rung von Gegenständen und Dienstleistung dar-

stellt, wenn eine Gemeinde über ein Unterneh-

men zugunsten derjenigen ihrer Einwohner, die

Eigentümer sind und den Wunsch geäußert ha-

ben, damit ausgestattet zu werden, Anlagen zur

Nutzung von erneuerbaren Energien liefert und

installiert, sofern eine solche Tätigkeit nicht auf

die nachhaltige Erzielung von Einnahmen ge-

richtet ist und seitens der Einwohner nur zu ei-

ner Zahlung führt, die höchstens ein Viertel der

entstandenen Kosten deckt, wobei der Restbe-

trag aus öffentlichen Mitteln finanziert wird.

EuGH, Urteil vom 30.3.2023 – C-612/21
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-853-1

unter www.betriebs-berater.de

EuGH: Zur Umsatzbesteuerung der Wärme-

abgabeauseinerBiogas-Anlage–Gemeinde,

die unentgeltlich eine Asbestbeseitigung für

diejenigen ihrer Einwohner organisiert, die

Eigentümer einer Immobilie sind und den

entsprechendenWunschgeäußerthaben

Art. 2 Abs. 1, Art. 9 Abs. 1 und Art. 13 Abs. 1 der

Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. No-

vember 2006 über das gemeinsame Mehrwert-

steuersystem sind dahin auszulegen, dass es

keine der Mehrwertsteuer unterliegende Dienst-

leistung darstellt, wenn eine Gemeinde von ei-

nem Unternehmen zugunsten derjenigen ihrer

Einwohner, die Eigentümer sind und den ent-

sprechenden Wunsch geäußert haben, Maßnah-

men der Asbestbeseitigung und der Sammlung

von asbesthaltigen Produkten und Abfällen vor-

nehmen lässt, sofern eine solche Tätigkeit nicht

auf die nachhaltige Erzielung von Einnahmen

gerichtet ist und nicht zu einer Zahlung seitens

der Einwohner führt, da diese Maßnahmen aus

öffentlichen Mitteln finanziert werden.

EuGH, Urteil vom 30.3.2023 – C-616/21
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-853-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Erfordernis eines Änderungsantrags

zur Vermeidung widerstreitender Steuer-

festsetzung bei Organschaft

1. Eine Personenhandelsgesellschaft mit einer

„kapitalistischen Struktur“ kann Organgesell-

schaft sein, wenn neben dem Organträger Ge-

sellschafter der Personenhandelsgesellschaft

auch Personen sind, die in das Unternehmen

des Organträgers nicht finanziell eingegliedert

sind (Anschluss an das EuGH-Urteil Finanzamt

für Körperschaften Berlin vom 15.4.2021 –

C-868/19, EU:C:2021:285 und insoweit Aufgabe

des BFH-Urteils vom 2.12.2015 – V R 25/13,

BFHE 251, 534, BStBl II 2017, 547).

2. Macht eine KG geltend, dass sie aufgrund ge-

änderter BFH-Rechtsprechung Organgesell-

schaft i. S. von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG sei, setzt die

Aufhebung einer gegenüber der KG ergangenen

Steuerfestsetzung voraus, dass der Organträger

zur Vermeidung eines widersprüchlichen Verhal-

tens einen Antrag auf Änderung der für ihn vor-

liegenden Steuerfestsetzung stellt.

3. Organträger und Organgesellschaft können

nicht beanspruchen, im selben Besteuerungs-

zeitraum für den einen Unternehmensteil (z. B.

Organgesellschaft) auf der Grundlage der bishe-

rigen Rechtsprechung und für den anderen Un-

ternehmensteil (z. B. Organträger) nach der ge-

änderten Rechtsprechung besteuert zu werden

(Bestätigung des BFH-Urteils vom 26.8.2021 –

V R 13/20, BFHE 273, 364).

BFH, Urteil vom16.3.2023–VR14/21 (VR45/19)
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-853-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Wegzugsbesteuerung und „lediglich

vorübergehende Abwesenheit“

Das zum Entfallen der sog. Wegzugsbesteue-

rung führende Merkmal der „nur vorübergehen-

den Abwesenheit“ in § 6 Abs. 3 Satz 1 AStG ist

unabhängig von einer „Rückkehrabsicht“ erfüllt,

wenn der Steuerpflichtige innerhalb des gesetz-

lich bestimmten Zeitrahmens von fünf Jahren

nach dem Wegzug wieder unbeschränkt steuer-

pflichtig wird.

BFH, Urteil vom 21.12.2022 – I R 55/19
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-853-4

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Photovoltaik-Anlage: Vorsteuerabzug

aus Reparaturkosten für Hausdach

1. Maßgebend für den Vorsteuerabzug ist nicht

nur die Verwendung der vom Steuerpflichtigen

bezogenen Eingangsleistung, sondern auch der

ausschließliche Entstehungsgrund des Eingangs-

umsatzes.

2. Wird aufgrund der unsachgemäßen Montage

einer unternehmerisch genutzten Photovoltaik-

Anlage das Dach eines eigenen Wohnzwecken

dienenden Hauses beschädigt, steht dem Unter-

nehmer für die zur Beseitigung des Schadens

notwendigen Zimmerer- und Dachdeckerarbei-

ten der Vorsteuerabzug zu.

3. Die weitere auch eigenen Wohnzwecken die-

nende Nutzung des Hausdachs ist für den Vor-
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